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1. Wir, die Teilnehmer in der Kampagne
für die Einrichtung einer Parlamentari-
schen Versammlung bei den Vereinten
Nationen, bekräftigen unseren gemein-
samen Aufruf an die Vereinten Nationen
und die Regierungen ihrer Mitgliedsstaa-
ten und appellieren an diese, einen Vor-
bereitungsprozess für eine intergouver-
nementale Konferenz zur Einrichtung ei-
ner Parlamentarischen Versammlung bei
den Vereinten Nationen zu beginnen.

2. 65 Jahre nach Gründung der Verein-
ten Nationen im Namen von “Wir, die
Völker”, verfügt die universellste politi-
sche Organisation der Welt noch immer
nicht über ein formales Gremium, das es
gewählten Abgeordneten der Weltbevöl-
kerung erlaubt, in ihren Beratungen und
Entscheidungsprozessen mitzuwirken.

3. Beim Weltgipfel der Vereinten Natio-
nen 2005 haben die Staats- und Regie-
rungschefs bekräftigt, dass “Demokratie
ein universeller Wert [ist], der auf dem
frei geäußerten Willen der Menschen
hinsichtlich der Gestaltung ihrer eigenen
politischen, ökonomischen, sozialen und
kulturellen Systeme sowie auf ihrer vol-
len Beteiligung an allen Aspekten ihres
Lebens basiert”. In unserer heutigen
interdependenten Welt allerdings kann
keine Gesellschaft ihr Schicksal noch
unabhängig und ohne die explizite Ein-
beziehung der Menschen, vermittelt über
ihre gewählten Vertreter, gestalten.

4. Diejenigen, die von einer Entschei-
dung betroffen werden, sollten die Gele-
genheit haben, an der Entscheidungsfin-
dung mitzuwirken. Da wichtige auf der
globalen Ebene getroffenen Entschei-

dungen heute alle Menschen betreffen,
ergibt sich die Notwendigkeit, die globale
Regierungskooperation zu demokratisie-
ren. Wir bestätigen daher unsere Forde-
rung, dass demokratische Partizipation
und Repräsentation der Weltbevölkerung
in den Vereinten Nationen und, soweit
sinnvoll, in ihren Fonds, Programmen
und spezialisierten Organisationen sowie
in anderen intergouvernementalen Orga-
nisationen graduell umgesetzt wird.

5. In der heutigen multipolaren Welt ist
die Verbesserung der institutionellen
Grundlagen globaler Regierungsführung
wichtiger als je zuvor. Es ist von beson-
derer Dringlichkeit, das Wirken multilate-
raler Organisationen, Behörden, Prog-
ramme, Fonds und zwischenstaatlicher
Einrichtungen kohärenter zu gestalten
und diese Organisationen gegenüber
den Menschen der Welt rechenschafts-
pflichtiger zu machen.

6. Das System der Vereinten Nationen
ist das institutionelle Zentrum für die
internationale Zusammenarbeit und soll-
te dies auch bleiben. Es ist der Aus-
gangspunkt für einen funktionsfähigeren
Rahmen effektiver internationaler Steue-
rung. Eine Parlamentarische Versamm-
lung bei den UN wird dabei eine ent-
scheidende Komponente und ein we-
sentlicher Katalysator für die weitere in-
stitutionelle Entwicklung sein. Wir gehen
davon aus, dass eine Parlamentarische
Versammlung bei den UN sich nach ihrer
Einrichtung für eine umfassende Reform
des gegenwärtigen Systems internatio-
naler Institutionen und der Global Gover-
nance einsetzen und diese erleichtern
wird.
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7. Globale Herausforderungen wie der
Klimawandel, die Nichtverbreitung von
Atomwaffen oder die Stablisierung des
Finanzsystems überschreiten nationale
Grenzen und können nur durch effektive-
re transnationale Regierungsstrukturen
in den Griff bekommen werden. Eine
Parlamentarische Versammlung bei den
UN wäre eine Antwort auf diese Heraus-
foderungen, da sie dazu beitragen wür-
de, internationale Regierungsstrukturen
demokratischer und inklusiver zu gestal-
ten und das Verhältnis zwischen kleinen
und großen Staaten auszubalancieren.

8. Wir bekräftigen unsere Auffassung,
dass eine Parlamentarische Versamm-
lung bei den UN graduell entwickelt wer-
den kann und soll. Eine Änderung der
UN-Charta wäre im ersten Schritt nicht
erforderlich. Zwei Optionen stehen zur
Verfügung: Eine Parlamentarische Ver-
sammlung bei den UN könnte durch ei-
nen Beschluss der UN-Generalversam-
mlung nach Artikel 22 der UN-Charta
eingerichtet werden. Alternativ könnte sie
auf der Grundlage eines neuen zwi-
schenstaatlichen Vertrags etabliert wer-
den. Langfristig könnte die Versammlung
als Ergebnis einer Konferenz zur Über-
prüfung der UN-Charta gemäß Artikel
109 der UN-Charta in ein direkt gewähl-
tes legislatives Weltparlament transfor-
miert werden.

9. Nach Begutachtung verschiedener
Modelle für die Repräsentation in einer
solchen Versammlung sind wir der Auf-
fassung, dass das Prinzip degressiver
Proportionalität als mögliche Basis für
die Sitzverteilung in Betracht gezogen
werden könnte.

10. Die Notwendigkeit, Global Gover-
nance zu demokratisieren, ist eine der
größten politischen Herausforderungen
unserer Zeit. Um ihr zu begegnen, sind
individuelle Weltbürger und insbesonde-
re Parlamentarier, Regierungen, die
internationale Gebergemeinschaft und
die Zivilgesellschaft aufgefordert, sich
aktiv für globalen demokratischen Wan-
del einzusetzen. Wir glauben, dass die
UN und andere globale intergouverne-
mentale Institutionen effektiver werden
würden und somit für die Menschen der
Welt bessere Ergebnisse erzielen könn-
ten.

11. Wir fordern nunmehr alle Regierun-
gen, die demokratische Prinzipien vertre-
ten und diese international verfechten,
dazu auf, sich für die Umsetzung eben
dieser Prinzipien von Demokratie, Re-
chenschaftspflichtigkeit und Transparenz
in internationalen Institutionen und Ent-
scheidungsprozessen einzusetzen.


